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Am 18. und 19. Februar tagt wieder die Münchner Sicherheitskonferenz, in der sich Regierungs- und Konzernvertreter der „Wertegemein-
schaft“ treffen. Scholz, Macron, Biden, Siemens, Rheinmetall – alle werden sie da sein und in Hinterzimmern den weiteren Kriegskurs 
gegen die Russische Föderation abstimmen. Um Sicherheit geht es noch weniger, als die letzten Jahrzehnte. Es sei denn, man meint 
damit die Sicherheit der Profite von Banken und Konzernen, die möglichst die ganze Welt ihren Interessen unterwerfen wollen und 
sich dabei um die Anteile raufen. Doch nach Außen wird Einigkeit gezeigt: Einigkeit auf Kosten Russlands, das, wie Außenministerin 
Baerbock hetzte, ruiniert werden soll. Ein dritter Weltkrieg wird dabei in Kauf genommen. 

Erhebt eure Stimme gegen diesen verbrecherischen Wahnsinn und kommt zur 

Demonstration gegen die Kriegstreiber am 18. Februar um 13:00 Uhr am Stachus!

Schluss mit Hochrüstung und weiterer Kriegsvorbereitung! 
Schluss mit den Waffenlieferungen in die Ukraine und sonst wohin!

Schluss mit den Sanktionen!

Der Tarifvertrag für den Öffentlichen 
Dienst (Bund und Kommunen) ist 

zum 31. Dezember 2022 abgelaufen. Die 
Gewerkschaft Verdi geht in ihren Be-
rechnungen über die Gesamtlaufzeit des 
letzten Tarifvertrags seit Oktober 2021 von 
einem Reallohnverlust von 7 Prozent aus. 

Mindestens 500 Euro mehr! 10,5 Prozent! Laufzeit 12 Monate!
Die Gewerkschaften Verdi und GEW müssen den Worten Taten folgen lassen.
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Für 2023 wird mit einer Inflation von 7,4 
Prozent gerechnet. Um nach diesen Zahlen 
nichts anderes als den Reallohnverlust 
auszugleichen, braucht es also eine Lohn-
steigerung von über 14 Prozent.

Doch Regierung, kommunaler Arbeitge-
berverband und ein Großteil der Medien 

meinen, wir sollten ruhig bleiben, nicht 
aufmucken, nichts hinterfragen und dank-
bar sein, dass sich die Regierung kümmert. 
Sie versuchen uns einzulullen mit der Aus-
sicht auf Einmalzahlungen und sogenannte 

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 2 ´
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Entlastungspakete, die wenig versprechen 
und noch weniger halten.

Währenddessen werden Rekordgewinne 
und -Dividenden bei den DAX-Unterneh-
men und Rekord-Ausgaben für die Hoch-
rüstung nicht angetastet. 

Bist Du bereit?
Die letzten Wochen haben wir in den Be- 
trieben bereits Aktionen durchgeführt. 
Wir haben informiert und diskutiert. Viele 
Kolleginnen und Kollegen waren interes-
siert. Über 300.000 haben unterschrieben, 

dass sie bereit sind, für die Tarifforderung 
zu streiken.

Und wir sind nicht allein. Auch andere  
Bereiche  stehen  aktuell in der Auseinan-
dersetzung (z. B. unsere Kolleginnen und 
Kollegen bei der Post).

Wenn wir nach Frankreich und England 
schauen, sehen wir massive Streiks: Genug 
ist genug! Jeder Erfolg eines Teils aus den 
Reihen der Arbeitenden stärkt die ganze 
Klasse.

Für einen starken Abschluss werden wir 
kämpfen müssen. Die Gewerkschaften 

´ Fortsetzung von Seite 1

Mindenstens 500 Euro mehr! 10,5 Prozent! Laufzeit 12 Monate!
Verdi und GEW müssen den Worten Taten 
folgen lassen und zum Streik aufrufen für 
unsere Forderung: mind. 500 Euro, 10,5 
Prozent bei 12 Monaten Laufzeit. Keine 
faulen Kompromisse, wir können rechnen! 
Beim Streik sind wir Alle gefordert. Das 
kann man nicht auf die Vertrauensfrau 
oder den Betriebsrat abschieben. Beweisen 
wir unsere Stärke.

Sei bereit!                                        
nmif

Infos von Verdi zur Tarifrunde: https://zusammen-geht-mehr.verdi.de
Zweite Verhandlungsrunde: 22./23. Februar 2023 l Dritte Verhandlungsrunde: 27. bis 29. März 2023

Aufgepasst, Kolleginnen und Kollegen! 12 Monate Laufzeit – das ist Bestandteil der beschlossenen Verdi-Forderung. Das darf keine 
Verhandlungsmasse sein. Damit haben die Metaller in ihrer Tarifrunde schlechte Erfahrungen gemacht. Am Ende war aus der 8-Prozent-
Forderung der IG Metall plötzlich nur mehr die Hälfte geworden, wegen der abgeschlossenen 24 Monate Laufzeit. Das dürft ihr nicht 
zulassen!

Die Gewerkschaft Verdi hat deshalb 
die Beschäftigten in den Brief- und 

Paketzentren bundesweit zu Streiks auf-
gerufen. Die in Verdi organisierten Post-
Kolleginnen und -Kollegen fordern: 15 
Prozent aber mindestens 500 Euro mehr 
Lohn, 12 Monate Laufzeit, für Azubis 200 
Euro mehr.

Der Konzerngewinn betrug 8,4 Milliar-
den Euro im Jahr 2022. Kapitalvertreter 
sprechen von einer Laufzeit von 30 Mo-

Streiktag bei der Post!
Auch die zweite Verhandlungsrunde für die rund 160.000 Tarifbeschäftigten ohne Ergebnis.

naten, um „Planungssicherheit” zu haben 
und weisen die Forderungen als „realitäts-
fern” zurück.

Bundesweit lief der erste Streiktag bei 
der Post am 19. Januar, in München im 
Briefzentrum und im Paketzentrum Asch-
heim. Die Streikbeteiligung war groß, bis 
zum 21. Januar waren 30.000 Beschäftigte 
ganztägig im Ausstand. In München zöger-
ten auch viele Befristete nicht, sich dem 
Streik anzuschließen. Beachtlich war auch 

die gute Beteiligung der Techniker – ohne 
die keine Maschine laufen kann.

Die Tarifkämpfe der Kolleginnen und 
Kollegen im öffentlichen Dienst und die 
der Postler müssen zusammengeführt 
werden! Die Trambahnfahrer, die Kli-
nikbeschäftigten, die Erzieherinnen, die 
städtischen Müllwerker und die Postbe-
schäftigten vereint der Kampf um mehr 
Lohn. Daher: Alle in den Streik! 

nkrn
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In einer Information der IG Metall zu 
„Fragen und Antworten zum Metall-

Tarifergebnis 2022“ vom 1. Dezember 
2022 wird erklärt: „Es wurde eine Ener-
gienotfallklausel vereinbart, um zwischen 
IG Metall und Arbeitgeberverband über 
mögliche gravierende Auswirkungen im 
Zusammenhang mit einer Energienotlage 
zu beraten.“

Dazu soll es einen regelmäßigen Aus-
tausch über die Energieversorgungssicher-
heit geben, insbesondere über die Frage, ob 
und in welchen Betrieben oder Regionen 
Produktionseinschränkungen aufgrund 
einer Reduzierung der Gas- und/oder der 
Stromversorgung drohen. 

„Für den Fall der Ausrufung einer bun-
desweiten Energienotfallstufe haben die 
Tarifvertragsparteien zügige Gespräche 
über möglicherweise notwendige Maß-
nahmen vereinbart, um den Erhalt der Ar-
beitsplätze und der Wettbewerbsfähigkeit 
sicherzustellen. Einen Notausschalter‘ mit 
automatischer Wirkung in die Tarifverträge 
etwa in Form einer Kürzung der Tarif-
erhöhungen, wie von den Arbeitgebern 
ursprünglich gefordert gibt es nicht.“ Was 
hier als „Energienotfallstufe“ bezeichnet 
wird, ist eine Auswirkung  der gegen Russ-
land gerichteten Sanktions-, Waffen- und 
Munitionslieferungspolitik, die von der 
von Scholz geführten Ampelregierung in 
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Informationen (nicht nur) für Metaller

Zum Tarifabschluss des DGB mit den 
größten Arbeitskrafthändlern in der 

BRD, dem Bundesarbeitgeberverband der 
Personaldienstleister BAP e. V.  und dem 
Interessenverband Deutscher Zeitarbeits-
unternehmen e. V. (iGZ) vom 13. Januar 
2023, heißt es im Tarifinfo der IGM:  „Ab 
April mindestens 13 Euro in der Leihar-
beit.“ Dabei steigen die Löhne nicht nur 
in den Leiharbeits-Entgeltgruppen 3 bis 9, 
sondern ab dem 1. April 2023 und noch-
mals ab 1. Januar 2024 in allen Entgelt-
stufen von 1 bis 9. In den dazu auch von 
der iGZ veröffentlichten Infos wird darauf 
verwiesen, dass die Lohnerhöhungen in 
den Gruppen über der offiziell genannten 
Inflationsrate von knapp 10 Prozent liegen. 
Der Mindesttariflohn steigt hierbei ab 1. 

Energienotfallklausel: 
Was die meisten wahrscheinlich nicht wissen oder wahrnehmen

Berlin und dem EU-Parlament zu verant-
wortenden ist. Mit der obigen Vereinba-
rung werden wir dafür faktisch in Haftung 
genommen. Im Fall einer „Energienotfall-
stufe“ wird uns hierbei voraussichtlich 
über den „Notausschalter“ nicht nur Licht, 
Gas und Heizung abgedreht, sondern auch 
noch der Lohn, die möglichen Reste der 
Tariferhöhung verschoben, gekürzt oder 
ganz gestrichen.                                      nLu

Tarifabschluss für Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter
April 2023 von jetzt noch 12,48 Euro auf 
die o. g. 13 Euro und ab 1. Januar 2024 auf 
13,50 Euro. Was dann mit 13,50 Euro auf 
der Basis von 35 Stunden in der Woche 
472,55 Euro monatlich 2.055 Euro heißt. 
Die Differenz zu den dann um 5,2 Prozent 
erhöhten IGM-Mindestentgeltgruppen 
nach dem Metall- und Elektrotarif beträgt 
dabei 500 Euro. 

Dazu ein Urteil des Europäischen Ge-
richtshof EuGH vom 15. Dezember 2022:

 „Nach Art. 5 Abs. 1 Unterabs. 1 der 
Richtlinie 2008/104 müssen die wesent-
lichen Arbeits- und Beschäftigungsbedin-
gungen der Leiharbeitnehmer während der 
Dauer ihrer Überlassung an ein entleihen-
des Unternehmen mindestens denjenigen 
entsprechen, die für sie gelten würden, 

wenn sie von dem betreffenden Unterneh-
men unmittelbar für den gleichen Arbeits-
platz eingestellt worden wären (Urteil vom 
12. Mai 2022, Luso Temp, C-426/20, EU: 
C: 2022:373, Rn. 49).“                           nLu
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Frankreichs Präsident Macron will es 
offenbar wissen: trotz der auch dort 

grassierenden Verteuerung der Lebens-
haltungskosten und der Kämpfe dagegen, 
will er den Arbeitern auch noch seine, den 
Kapitalisten seit langem versprochene, 

„Wir bleiben beim Nein!“
Zum Kampf gegen die Rentenreform in Frankreich.

Die Gewerkschaften Frankreichs Schulter an Schulter ...

Rentenreform abtrotzen. Diese sehen sich 
benachteiligt gegenüber ihren Konkur-
renten in Deutschland (siehe Kasten). In 
diesen Zeiten der immer höher werdenden 
staatlichen Unterstützungsleistungen im 
Konkurrenzkampf der Monopole und 

ihrer Staaten soll das Steuergeld in ihren 
Taschen landen und nicht zugunsten 
der Arbeiter ausgegeben werden. „Ich 
wünsche uns, dass wir es schaffen, durch 
unsere Arbeit und unseren Einsatz ein 
stärkeres Frankreich zu schaffen“, so der 

... im Kampf gegen die von Macron geplante Rentenreform.
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zösischen Arbeiter sollten sich doch nicht 
so haben, das wäre ja immer noch besser 
als hier. Das sehen die Arbeiter und ihre 
Gewerkschaften in Frankreich offensicht-
lich anders. Selbst die Führer der als „ge-
mäßigt“ geltenden Gewerkschaft CFTD, 
zeigten sich mit den Spitzen aller anderen 
Gewerkschaftsdachverbände in Frank-
reich einmütig: „Ich bleibe beim Nein und 
alle französischen Gewerkschaften bleiben 
beim Nein“ erklärte ihr Chef vor der Presse 
(Süddeutsche Zeitung, 12. Januar 2023). Er 
konnte auch nicht viel anders. Denn auf 
einem Gewerkschaftstag der CFTD hatten 
die Delegierten mit großer Mehrheit ihre 
Führung verpflichtet, eine Anhebung des 
Rentenalters abzulehnen. 

Am 19. Januar nun waren die Arbeiter 
zu einem ersten Aktions-, Demonstra-
tions- und Streiktag aufgerufen. Eisen-
bahnen, Busse und die U-Bahn in Paris 
standen still, Flugzeuge blieben am Boden, 

Hier wie dort machen die Unternehmen 
Milliardenprofite, während für die 

Arbeiter der Lohn kaum noch zum Leben 
reicht. 

Nun will die britische Regierung das 
Streikrecht einschränken – ein weiteres 
Mal. Sie hat bereits durchgesetzt, dass 
Leiharbeiter als Streikbrecher eingesetzt 
werden dürfen. Nun sollen in wichtigen 
Bereichen die Unternehmer eine Min-
destanzahl an Beschäftigten festlegen 
dürfen, die ihrer Meinung nach notwendig 
sind, um den Betrieb aufrecht zu halten 
und die sich nicht am Streik beteiligen 
dürfen. Wer trotzdem streikt, soll gekün-
digt werden können. Die Gewerkschaften 

Schulen und Energieversorgung wurden 
bestreikt. Über eine Million Menschen 
gingen in verschiedenen Städten auf die 
Straße. Die kampferprobten französi-
schen Kolleginnen und Kollegen zeigen 
deutlich, dass sie nicht bereit sind, für 
eine „stärkeres Frankreich“ im Sinne des 
Konkurrenzkampfes der Kapitalisten den 
Kopf hinzuhalten. Wie wäre es, von ihnen 
und ihrem Kampf zu lernen, mit ihnen zu 
kämpfen? Schließlich wird in Wirtschafts- 
und deren Beraterkreisen hier schon über 
eine Rente mit 69 und Rentenkürzungen 
laut nachgedacht. Selbstverständlich zum 
Wohle Deutschlands.                             ngr

Arbeitskämpfe werden durchgeführt. Und 
für den 1. Februar hat der Dachverband der 
Gewerkschaften TUC (Trades Union Con-
gress) zu einem landesweiten Protesttag 
zum Schutz des Streikrechts aufgerufen. 
„Das Streikrecht ist eine grundlegende 
britische Freiheit – aber die Regierung 
greift es am helllichten Tag an. (…) Die 

Gewerkschaften werden diese Pläne auf 
Schritt und Tritt bekämpfen“ erklärt der 
TUC in einer Pressemitteilung und ruft die 
Bevölkerung auf, sich an den Aktionen zu 
beteiligen.                                               ngr

französische Präsident zur Begründung 
der „Reform“ (Süddeutsche Zeitung, 9. 
Januar 2023).

Seit 1995 versuchen die französischen 
Regierungen dies durchzusetzen. Jedes Mal 
leisteten die französischen Kolleginnen 
und Kollegen heftigen Widerstand, sodass 
trotz aller schrittweise durchgesetzten Ver-
schlechterungen die Rentenbedingungen 
in Frankreich immer noch besser sind als 
hierzulande. 

Nun verkündet die französische Regie-
rung also den nächsten Anlauf. Das Alter, 
ab dem man überhaupt in Rente gehen 
kann, soll in schnellen Schritten bis 2030 
von bisher 62 auf 64 Jahre angehoben 
werden. Die benötigten Beitragsjahre, um 
dann ab 64 eine abschlagsfreie Rente zu 
erhalten, sollen von derzeit 41,5 auf 43 
Jahre steigen. 

Nun gibt es hierzulande auch unter den 
Kollegen Stimmen, die meinen, die fran-

Am 16. Januar meldete die Süddeutsche 
Zeitung, dass die EU-Kommission plant, 
ihre Beihilferegelungen ein weiteres Mal 
zu lockern. Den in den USA beschlos-
senen hohen Subventionen für „Grüne 
Technologie“ soll Paroli geboten werden. 
EU-Staaten sollen nun ebenso mit hohen 
Subventionen für ihre Industrie locken 

können. Gleichzeitig wird gewarnt, dass dies 
zu einer Verzerrung des Wettbewerbs führen 
könne. Große und finanzstarke Staaten wie 
Deutschland könnten weitaus höhere Sub-
ventionen zahlen als ärmere Staaten. Bei 
den Subventionen gegen die hohen Ener-
giepreise und anderes seien z.B. 53 Prozent 
aller bewilligten Subventionen in der EU auf 

Deutschland entfallen, nur 24 Prozent auf 
Frankreich, sieben auf Italien.
Der Artikel endet damit, dass letztendlich 
die „Wettbewerbsfähigkeit“ der Staaten 
verbessert werden müsste. Wir wissen, was 
das heißt: Rauf mit den Arbeitszeiten, run-
ter mit den Löhnen und Verschlechterung 
der Sozialleistungen.                          ngr

„Jetzt erst recht!“
Mit einer seit Jahrzehnten beispiellosen Streikwelle kämpfen die Gewerkschaften in Großbri-
tannien schon das ganze Jahr 2022 gegen die Verarmung aufgrund der Preissteigerungen.

sind empört, die Wut der Arbeiter, ob 
Krankenschwestern oder Rettungssanitä-
ter, Beschäftigte bei der Umweltbehörde, 
Feuerwehrleute oder Bahnarbeiter, wächst. 
Nach dem Motto „Jetzt erst recht“ findet 
sich auch im Januar fast kein Tag, an 
dem keine Streiks angekündigt sind. Ur-
abstimmungen für eine Fortsetzung der 
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Großbritannien: Kampf gegen Massenarmut.
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Eine Grippewelle reicht, dass das Ge-
sundheitssystem zusammenbricht. Die 

grassierende Atemwegserkrankung RSV ist 
für Kleinkinder lebensbedrohend. Nicht 
genug, dass in den Apotheken der Fieber-
saft fehlt. Die Krankenhäuser verfügen 
nur über 0,75 Kinderbetten im Schnitt. 
Jeder zweite Fall schwerer Erkrankung 
von Kindern muss weitergeschickt werden 
(Süddeutsche Zeitung, 1. Dezember 2022).

Aber es geht schon los, bevor die Kleins-
ten zur Welt kommen. Noch bevor sie die 
westlichen Werte kennenlernen, haben sie 
Schwierigkeiten, das Licht der Welt zu er-
blicken. Im Neuperlacher Klinikum sollte 
nach dem Willen der Stadtratsmehrheit die 
Frauenabteilung geschlossen werden. Und 
das im bevölkerungsreichsten Stadtbezirk 
Ramersdorf-Perlach (118.000 Einwohner, 
Bezirksteil Neuperlach 50.000).

Erfolgreich: Geburtshilfe in Neuperlach bleibt erhalten!
Die Kolleginnen in Neuperlach haben mutig die Öffentlichkeit genutzt. Sie zeigen, dass Wider-
stand wichtig und richtig ist.

Zwischen 2015 und 2021 sind 12 Pro-
zent mehr Kinder in Neuperlach geboren 
worden. Daher ist die Abteilung auch in 
Zukunft notwendig, alleine schon wegen 
der kurzen Wege. Insgesamt 50 Hebammen 
und (Kinder-)Krankenschwestern arbeiten 
hier rund um die Uhr zusammen.

Die Kreißsäle in Neuperlach und Har-
laching sollten zusammengelegt und das 
Personal aus Neuperlach nach Harlaching 
verlagert werden. In den letzten 15 Jahren 
sind durch solche Maßnahmen bereits 
mehr als ein Drittel der Kreißsäle Deutsch-
lands verschwunden. Die Neuperlacher 
Kolleginnen stellten in einer Petition 
u.a. fest: „Wir sind gegen profitorientier-
te Maßnahmen im Gesundheitswesen 
wie Zentralisierungen, sondern für eine 
patient:innenorientierte Versorgung! […] 
Wir stellen uns in dieser Petition gegen 

den Stadtratsbeschluss von 2015, der die 
Zusammenlegung der geburtshilflichen 
Abteilungen von Harlaching und Neuper-
lach 2024 plant und setzen uns dafür ein, 
dass unser Kreißsaal und unsere Wochen-
bettstation erhalten bleiben.”

Die Petition erzielte innerhalb weniger 
Wochen über 22.000 Unterschriften. Die 
Süddeutsche Zeitung vom 18. Januar 
2023 konnte daraufhin melden, dass der 
Kreißsaal erhalten bleibt. Der grünrote 
Stadtrat war eingeknickt und schielte dabei 
wohl auf die Landtagswahlen im Herbst. 
Die Kolleginnen in Neuperlach haben mu-
tig die Öffentlichkeit genutzt. Sie zeigen, 
dass Widerstand wichtig und richtig ist!

                                                            nkrn 

 o Ich will die  gerne regelmäßig bekommen – bitte schickt mir immer die neue Ausgabe!
 o Ich will die DKP kennen lernen – bitte schickt mir Informationsmaterial!
 o Ich will die Gruppe KAZ kennen lernen – bitte schickt mir Informationsmaterial!
  

 
 Vorname und Name        Tel.:

 Straße, Postleitzahl und Wohnort       eMail:

Bitte einsenden an: Auf Draht=c/o Jörg Högemann=Kellerstr. 28=81667 München
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Es wird kalt in Deutschland. Die soge-
nannten Rettungspakete der Ampel- 

regierung dienen in erster Linie den Kon-
zernen, für die Menschen gibt es Almo-
sen. Die Teuerungen sind gigantisch. Die 
Inflation lag im Dezember 2022 bei 10 
Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat, 
bei Lebensmitteln bei 20 Prozent. Der Gas-
preis hat sich seit einem Jahr vervierfacht, 
Strom ist doppelt so teuer geworden. 2022 
gab es in Bayern bereits 20 Prozent mehr 
Zwangsräumungen.

Am Infotisch der DKP, einmal im 
Monat an der Telapost in Obergiesing. 
Viele hasten vorüber. Wir sprechen die 
Menschen direkt an. Wie kommen sie mit 
den steigenden Energiepreisen zurecht? 
Spontane Antworten oft:  Überhaupt nicht! 
Auf die Frage, was sie tun: Nicht bezah-
len! Das könnte bei den Energiekosten 
funktionieren, wenn sich genug Betroffene 
zusammentun. Eine Initiative dazu gibt es 
schon in Berlin. Sie nennt sich: Wir zahlen 
nicht! (Berliner Zeitung, 10. Januar 2023).

Am Bistrotisch nebenan sitzen zwei 
Bauarbeiter. Nach anfänglicher Zurück-
haltung – „Kommunisten?” – berichten 
sie von ihrer 2-Zimmerwohnung in der 
Nähe. Sie teilen sich die Miete von 1.600 
Euro, kalt. Von ihrer Heizkostenrechnung 
wissen sie noch nichts. Eine pensionierte 
Lehrerin, alleinstehend, sieht Probleme im 

Winter auf sich zukommen. Resignation ist 
spürbar in der ein oder anderen Lebensge-
schichte, die wir hören. Es sind Anklagen 
gegen die Lebensumstände abseits vom 
Lehel oder Grünwald.

Noch ein Infotisch am MIRA, dem Ein-
kaufszentrum am Hasenbergl, kurz vor den 
Feiertagen. Die Familie mit drei Kindern 
weiß nicht, wie sie über die Runden kom-
men soll. Sie haben vor einigen Tagen an 
einer Demo teilgenommen. Auf Nachfrage: 
„München steht auf.“ (Nationalisten und 
AfD versuchen hier, im Armutsbezirk 
Münchens, verzweifelte Menschen zu 
fangen.) 

Ein Rentner, 87, ärmlich. Als Kind hatte 
er im Krieg gehungert, „jetzt kommt die 
Scheiße wieder”. Er hat 600 Euro Rente, 
seine Frau 400. 600 Euro gehen für die 
Miete weg. Er hat Wohngeld beantragt. Er 
weiß nicht, wie‘s weiter geht.

Zwei Frauen, Mutter und Tochter mit 
Kinderwagen, beide arbeiten im Alten-
heim. Protestieren? Sie haben keine Zeit 
für Demos, aber sie sind in Verdi und 
wollen „mit der Gewerkschaft kämpfen.” 
Da sitzen drei Männer, der Jüngste spricht 
deutsch. Was können sie tun? Vorschlag: 
protestieren, streiken. Der junge Arbeiter 
darauf mit einigem Stolz: „Wir haben bei 
BMW gestreikt!” Gut so!

Die Wirtschaftssanktionen der Ampelre-

gierung gegen Russland zeigen in Giesing 
und am Hasenbergl eindrucksvoll ihre 
Wirkung. Die beiden Kolleginnen, der 
BMW-Arbeiter, sie geben die Antwort auf 
die Frage, die wir so oft hörten: Was kann 
man schon dagegen tun? Es ist der orga-
nisierte Kampf! 

Wir brauchen eine Bewegung auf der 
Straße, in der Gewerkschaften, Sozialver-
bänden, Mieterbewegung und Friedensbe-
wegung: Druck machen gegen den Kurs 
der Bundesregierung!                               nkrn 

Heizung, Brot und Frieden!
Wie die Leute über die Runde kommen. Wie die Sanktionen wirken. Wie manche kämpfen.

Unverschämte Zahlen. Die 40 
DAX-Konzerne werden im Jahr 2023 
54 Milliarden Euro an ihre Aktionäre 
ausschütten. Das ist so viel wie noch 
nie und 6 Prozent mehr als im Vorjahr. 
(Focus online, 6. Januar 2023) Noch 
im alten Jahr wurde bekannt, dass die 
Reallöhne von Juli bis September 2022 
um insgesamt 5,7 Prozent sanken. (Ta-
gesschau online, 29. November 2022)

Aus dem Armutsbericht der Stadt München 2022: Jeder Sechste arm!
Ein-Personen-Haushalte, die weniger als 1540 Euro Netto-Einkommen im Monat zur 
Verfügung haben, gelten als armutsgefährdet. Für einen Haushalt mit zwei Erwachsenen 
sind es nach Angaben des Sozialreferats 2310 Euro, für Alleinerziehende mit einem 
Kind unter 14 Jahren 2000 Euro, für zwei Erwachsene mit zwei Kindern über 14 Jahren 
3850 Euro. Etwa 300.000 Bürger, also jeder Sechste, sind in München armutsgefährdet. 

?Leserbrief zu „Münchner Tram in Flecktarn“, Ausgabe vom 25. Oktober 2022

Jetzt fährt sie also durch die Stadt, un-
sere Münchner Straßenbahn; nicht mehr 
weiß-blau, sondern „geschmückt” mit 
Werbung für die Bundeswehr. Gesehen 
letzte Woche am Tela-Platz, Linie 25 
Richtung Großhesselohe.  
Der Hinweis der Redaktion, die Tram sei 
„derzeit außer Betrieb” ist somit hinfällig. 
Die MVG geniert sich offensichtlich nicht 
mehr, jede Art Werbung auf ihre Vehikel 
schmieren zu lassen. Die rosa bemalten 
Busse, die für eine Partnerschaftsagen-
tur warben, waren schon übel, aber die 
Werbung für die Bundeswehr schlägt dem 
Fass den Boden aus. Der offene Brief der 
Kollegen der MVG ist gut, aber leider er-
fahren wir LeserInnen nicht, wie konkret 
wir gegen diese Werbung protestieren 
können.

Liebe Kollegin, liebe Leser!
Wir von Auf Draht sind dran geblieben und 
haben erfahren: Es gibt keine Flecktarn-Tram 
mehr in München! Die Lackierung wurde 
entfernt. Dazu beigetragen haben wohl 
die kritischen Wortmeldungen auf einer 
Betriebsversammlung der MVG, ebenso wie 
eine Unterschriftensammlung. Übrigens: 
Das Zitat „Soldaten sind Mörder” ist von Kurt 
Tucholski, 1931.

Die Redaktion

Ich bin etwas gehbehindert und auf die 
öffentlichen Verkehrsmittel angewiesen, 
zahle zähneknirschend jedes Jahr die 
Preiserhöhungen der MVG (ohne dass der 
Service in irgendeiner Weise besser wird!) 
und dann muss ich mir diese Geschmack-
losigkeit auch noch bieten lassen.  
Also, liebe Genossen, bleibt dran an dem 
Thema, das ist für uns alle wichtig, nicht 
nur für Eure Metaller! Informiert uns, 
Eure LeserInnen, ausführlich über even-
tuelle Aktionen/Reaktionen der Kolle-
gInnen der MVG. Und, nebenbei gefragt, 
was hört man in dieser Angelegenheit 
von ver.di und von den Betriebsräten 
der MVG? Haben die dazu keine Meinung 
und wo wird diese veröffentlicht? In der 
PUBLIK habe ich dazu nichts gelesen. Die 
Bundeswehr ist kein normaler Arbeitge-

ber und - diese Feststellung ist erlaubt – 
Soldaten sind Mörder!  
Mit kollegialen Grüssen  
Inge K.



Wir haben die höchste Inflation 
(Geldentwertung) seit 1949. Im ver-

gangenen Jahr erreichte die Teuerung mit 
7,9 Prozent im Jahresschnitt den höchsten 
Stand seit Gründung der Bundesrepublik.

Inflation ist kein Naturgesetz. Angeb-
lich wird der Preis durch Angebot und 
Nachfrage bestimmt. Aber marktbe-
herrschende Unternehmen bestimmen 
regelmäßig die Preise zu ihren Gunsten. 
Der Verbraucher, in der Marktwirtschaft 
gerne als „Souverän“ betitelt, hat nur einen 
geringen Einfluss auf die Preisgestaltung 
lebensnotwendiger Güter. Die Preissteige-
rungen sind also nicht auf eine Knappheit 
der Güter zurückzuführen. Wie die ARD 
Mitte Januar 2023 berichtete, kommt von 
den hohen Lebensmittelpreisen bei den 
befragten Erzeugern und Bauern nichts 
an. „Die Handelsketten hätten bei den 
Preisanhebungen gewaltig zugeschlagen“. 
Hier zeigt sich die Preisfestsetzungsmacht 
von Rewe, Aldi, Lidl und Edeka. Sie de-
cken laut Bundeskartellamt zusammen 85 
Prozent des Lebensmittelmarktes ab.

Erheblich teurer wurden etwa Speiseöle 
und -fette, hier lag der Preisanstieg im 
November bei 41,5 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahresmonat. Bei Brot und Ge-
treideerzeugnissen waren es 21,1 Prozent, 
bei Molkereiprodukten sowie Eiern 34 
Prozent mehr.

Laut der Präsidentin des Statistischen 
Bundesamtes wurden die Preiserhöhungen 
„nicht vollständig“ an die Verbraucher 
weitergegeben. Sollen wir dafür noch 
dankbar sein?

Für das Jahr 2022 wurde eine Inflati-
onsrate in Höhe von 7,9 Prozent (Vor-
jahr: 3,1 Prozent) errechnet. Die offizielle 
Inflationsrate spiegelt aber nicht die reale 
Preissteigerung für sogenannte Durch-
schnittshaushalte wider. Menschen mit 
niedrigerem Einkommen sind von der 
Inflationskrise besonders schwer betroffen, 
da sie einen Großteil ihres Geldes für den 
Kauf lebenswichtiger Güter verwenden, 
bei denen die Preiserhöhungen überpro-
portional waren.

Wenn das Geld für die Heizung nicht 
mehr reicht, „dann zieht man halt einen 
Pullover an. Oder vielleicht noch einen 
zweiten Pullover“ (Schäuble) und „auch 
der Waschlappen ist eine brauchbare 
Erfindung“ (Kretschmann). So geht Ener-
giesparen. Bei Lebensmitteln wird es schon 
schwieriger mit dem Sparen.

Um einen Reallohnverlust wegen Infla-
tion auszugleichen, ist es notwendig, dass 
die Löhne mindestens in Höhe der Infla-
tionsrate ansteigen. Um aber berechtigte 
Lohnforderungen der Gewerkschaften zu 
diskreditieren und um Umverteilungsan-
sprüche ideologisch abzuwehren, wurde 
die Fabel von einer „Lohn-Preis-Spirale“ 
in die Welt gesetzt. Damit wird unterstellt, 
dass höhere Löhne höhere Preise nach sich 
ziehen und damit eine Inflation befördern.

Exkurs: Beispiel für 15 Prozent Lohn-
erhöhung: In Deutschland beträgt der 
Lohnanteil an den Gesamtkosten im 
Durchschnitt 27,2 Prozent (Destatis, 
2020). Das bedeutet, dass z.B. eine 
Lohnsteigerung um 15 Prozent die her-
gestellte Ware bei einem Preis von 100 
Euro um 4,08 Euro auf 104,08 Euro 
verteuert. (27,20 Euro mal 15 Prozent)

Umverteilung des Geldes
Durch Lohnabschlüsse unterhalb der Infla-
tionsrate findet eine Umverteilung des Gel-
des von unten nach oben statt. Das Geld 
aus der inflationsbedingten Lohnerhö-
hung, das im besten Fall verteilungsneutral 
an die Beschäftigten gegangen wäre, landet 
nun wegen niedriger Lohnabschlüsse in 
anderen Taschen.

Gesamtwirtschaftlich sinkt dadurch die 
Massenkaufkraft im Inland. Geld, das von 
Beschäftigtenhaushalten für ungesättigte 
Bedürfnisse eingesetzt und damit die 
Nachfrage erhöht hätte, landet nun bei der 
ohnehin schon einkommensstarken Bevöl-
kerungsschicht. Diese werden das Geld 
aber nur zu einem kleinen Teil in Konsum 
einsetzen, vorrangig wird es wohl in den 

Finanzmärkten landen (Aktien, Anleihen, 
usw.) Laut einer Prognose des Handelsblatt 
werden die 40 DAX-Konzerne ihre Divi-
denden gegenüber 2022 (51 Mrd. Euro) 
nochmals um 6 Prozent erhöhen.

Für Menschen, die Erspartes auf ihrem 
Konto haben, bedeutet die Inflation eine 
schleichende Geldentwertung. Zinsen auf 
Sparguthaben liegen deutlich unter dem 
Inflationsniveau.

Umsatzsteuer ist Inflationssteuer
Die Umsatzsteuer ist nach der Einkom-
menssteuer die größte Einnahmequelle des 
Staates. Sie wurde seit ihrer Einführung im 
Jahr 1968 von 10 Prozent stetig auf jetzt 19 
Prozent angehoben. Die Umsatzsteuer be-
wirkt eine Umverteilung der Steuerlast, da 
sie im Gegensatz zur Einkommenssteuer 
nicht nach Belastbarkeit differenziert und 
damit niedrige Einkommen relativ stärker 
belastet.

Für 2022 geht die Steuerschätzung von 
887 Mrd. Euro Steuereinnahmen aus, 
davon entfallen 283 Mrd. Euro auf die 
Umsatzsteuer. Dies bedeutet ein Plus von 
11 Prozent oder 32 Mrd. Euro gegenüber 
2021. Die Inflation treibt die Steuereinnah-
men nach oben.

Vermögende Haushalte, die einen gro-
ßen Teil des Geldes nicht für Konsum aus-
geben müssen, zahlen auch relativ weniger 
in den Umsatzsteuertopf. Sie nutzen das 
Geld vorzugweise z. B. für den steuerfreien 
Aufbau ihres Kapitals (siehe Exkurs) sowie 
für die Spekulation an den Finanzmärkten. 
Das Kapital ist ja wie ein scheues Reh, das 
durch Transaktionssteuern, egal in welcher 
Form, in die Flucht getrieben würde. So die 
gängige Meinung der Finanzlobby.

Der Staat verteilt ein paar Almosen 
als Inflationsausgleich, wie Energiegeld, 
temporäre Umsatzsteuersenkung, ÖPNV-
Ticket, Inflationsausgleichsprämie usw., 
um Unruhen und Streiks zu vermeiden. 
Eine fortschreitende Prekarisierung wird 
sich damit nicht vermeiden lassen.

nTrapper

Wie Inflation Reiche reicher und Arme ärmer macht
Anmerkungen eines ehemaligen Bankangestellten zu den gängigen medialen Erklärungen.

Dank euch ihr Sowjetsoldaten

für die Befreiung der Überlebenden aus dem Konzentrationslager Auschwitz am 27. Januar 1945


